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Kreis Lippe 
 
445 Bekanntmachung der Entscheidung über die 

Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeits-
prüfung (standortbezogene Vorprüfung des 
Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG - ) für 
die Errichtung und den Betrieb einer Verbren-
nungsmototanlage zur Erzeugung von Strom 
und Warmwasser) in 32657 Lemgo, 
Gemarkung Lemgo, Flur 64, Flurstück 99 und 
Flurstück 100 

 
Immissionsschutz 

Die Firma Stadtwerke Lemgo GmbH, 32657 Lemgo, 
Bruchweg 24, beantragt die Genehmigung gemäß 
§§ 4/19 des Bundes- Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) für die Errichtung und den Betrieb einer 
Verbrennungsmotoranlage (Blockheizwerk Schratweg) für 
die Erzeugung von Strom und Wärme aus der Verbren-
nung von Erdgas an dem Standort in 32657 Lemgo, 
Gemarkung Lemgo, Flur 64, Flurstück 99 und Flurstück 
100. Die Verbrennungsmotoranlage erhält ein BHKW mit 
einer Feuerungswärmeleistung von5,06 MW und einer 
elektrischen Leistung von 1,999 MW. 
 
 
 
 
 
 

 
Die Verbrennungsmotoranlage ist in der Anlage 1 (Liste der 
UVP- pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 1.3.1 
Spalte 2 als Anlage genannt, für die im Rahmen einer 
standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls nach 
§ 3c Abs. 1 Satz 2 des UVPG zu prüfen ist, ob nach den in 
der Anlage 2 Nr. 2 UVPG aufgeführten Schutzkriterien er-
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der im Genehmigungsverfahren 
beteiligten Träger öffentlicher Belange wurde entschieden, 
dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht notwendig ist, da erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen nach den in der Anlage 2 des UVPG genannten 
Schutzkriterien zum Standort des Vorhabens nicht zu er-
warten sind. Die Feststellung ist selbstständig nicht an-
fechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben. 
 
 
Im Auftrag 
Gez. Niehage 

Kr.Bl. Lippe 25.11.2011 
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446 3. Änderungssatzung vom 18.10.2011 der Sat-

zung über Elternbeiträge für die Inanspruch-
nahme von Tageseinrichtungen für Kinder im 
örtlichen Zuständigkeitsbereich des Jugend-
amtes des Kreises Lippe vom 21.01.2008 

 
(Zuletzt geändert durch die 2. Änderungssatzung vom 
28.06.2010) 
 
Aufgrund des § 5 Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (KrO NW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NW S. 646), zuletzt geändert durch 
Artikel II des Gesetzes vom 9. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 
380) i. V. m. § 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und 
Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) vom 
30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 462) in der zurzeit gültigen 
Fassung hat der Kreistag des Kreises Lippe in seiner Sit-
zung am 17. Oktober 2011 folgende Änderungssatzung 
erlassen: 
 

§ 1 
 
Der bisherige § 3 Abs. 5 der Satzung wird ersetzt durch 
folgenden neuen Abs. 5: 
 
Werden zwei oder mehr Geschwisterkinder im gemeinsa-
men Haushalt einer Familie oder von Personen, die nach § 
2 Abs. 1 an die Stelle der Eltern treten, gleichzeitig in einer 
Kindertageseinrichtung oder in Kindestagespflege betreut , 
so entfallen die Beiträge für das zweite und jedes weitere 
Kind. Sofern Kinder gem. § 23 (3) KiBiz von den Elternbei-
trägen befreit sind, sind auch die Geschwisterkinder im 
Sinne des Satzes 1, die gleichzeitig in einer Kinderta-
geseinrichtung oder in der Kindestagespflege betreut wer-
den, beitragsfrei. Ergeben sich ohne Beitragsbefreiung 
nach Satz 1 unterschiedlich hohe Elternbeiträge, so ist der 
höchste Elternbeitrag zu zahlen.   
 

§ 2 
 
Die Änderung der Satzung tritt am Tage nach der Bekannt-
gabe im Kreisblatt in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 3. Änderungssatzung über Elternbeiträge 
für die Inanspruchnahme von Tageseinrichtungen für Kin-
der im örtlichen Zuständigkeitsbereich des Jugendamts des 
Kreises Lippe wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften nach der Kreisordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Kreis vorher gerügt und damit die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, 18.10.2011 
 
 
gez. Heuwinkel 

Kr.Bl. Lippe 25.11.2011 
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Stadt Barntrup 
 
447 Beabsichtigte Einziehung einer Teilwegfläche 

Saalberg, Flur 10, Flurstück 109, Gemarkung 
Alverdissen 

 
Die Stadt Barntrup beabsichtigt die Einziehung einer Teil-
wegefläche am Saalberg, Flur 10, Flurstück 109, Gemar-
kung Alverdissen.  
 
Die Wegefläche soll nach den §§ 2,3 und 7 des Straßen- 
und Wegegesetzes Nordrhein-Westfalen vom (StrWG 
NRW), in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Sep-
tember 1995 (GV NRW S. 1028), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 04.05.2004 (GV NRW S. 259, GV NRW S. 
327), in der z.Z. gültigen Fassung, eingezogen werden und 
verliert dann die Eigenschaft einer öffentlichen Straße. 
 
Entlang der Steilwand an den östlichen Abgrabungsgren-
zen des Steinbruchs wurden erosionsbedingte Abbrüche 
festgestellt. Die betroffene Wegefläche wurde aus Sicher-
heitsgründen für die Öffentlichkeit gesperrt und soll einge-
zogen werden. 
 
Die Einziehung der Teilwegefläche erfolgt mit Wirkung vom 
01.04.2012. Um Gelegenheit zu Einwendungen zu geben, 
wird die beabsichtigte Einziehung hiermit ortsüblich be-
kanntgemacht.  
 
Karten zur Einsicht der betroffenen Teilwegefläche liegen 
im Bauamt der Stadt Barntrup, Mittelstr. 32, 32683 Barnt-
rup, zu den allgemeinen Öffnungszeiten öffentlich aus.  
 
 
Barntrup, den 15.11.2011 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
Dahle 

Kr.Bl. Lippe 25.11.2011 
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Stadt Detmold 
 
448 Widmung der Albert-Schweizer-Straße im Ab-

schnitt Stoddartstraße bis Hardenvergstraße 
 
Die Stadt Detmold hat die Erschließungsanlage Albert-
Schweitzer-Straße im o. g. Abschnitt auf den Flurstücken 
2075, 2132, 1967 und 1965  der Flur 2, Gemarkung Pivits-
heide V. H. , endgültig ausgebaut. 
Entsprechende Flurkartenauszüge können bei der Stadt 
Detmold, Ferdinand-Brune-Haus, Rosental 21, Zimmer 
238, eingesehen werden. 
 
Die Straße wird hiermit nach den §§ 3 und 6 des Straßen 
und Wegegesetzes Nordrhein-Westfalen vom 01.08.83 
(StrWG NW) in der zur Zeit gültigen Fassung als Gemein-
destraße dem öffentlichen Verkehr gewidmet. 
 
Baulastträger der ausgebauten Erschließungsanlage ist die 
Stadt Detmold (§ 47 Abs. 1 StrWG NW). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe Klage erhoben  werden. 
Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall 
8, 32423 Minden oder Postfach 32 40, 32389 Minden) 
schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift des 
Urkundenbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 
 
Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsfrist 
nur gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der Monats-
frist bei Gericht eingegangen ist. 
 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei 
Durchschriften beigefügt werden. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Be-
vollmächtigten versäumt werden sollte, so würde dessen 
Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Hinweis: 
 
Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II ist das einer 
Klage vorgeschaltete Widerspruchsverfahren abgeschafft 
worden.  
Ich weise darauf hin, dass die o. g. Klagefrist auch dann 
einzuhalten ist, wenn Sie die Angelegenheit noch einmal 
mit der Verwaltung erörtern wollen. 
 
Detmold, den  10.11.11 
 
 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 25.11.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
449 Änderungssatzung für die „Gebührensatzung 

über die Erhebung von Marktstandsgeldern in 
der Stadt Detmold vom 05.08.2003“ vom 
15.11.2011 

 
Aufgrund des § 7 i. V. m. § 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666 / SGV 
NRW 2023) und der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgaben 
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. 
Oktober 1969 ( GV NRW S. 712/SGV NRW 610) in den 
jeweils gültigen Fassungen hat der Rat der Stadt Detmold 
in seiner Sitzung am 20.10.2011 folgende Änderungssat-
zung der Gebührensatzung über die Erhebung von 
Marktstandsgeldern in der Stadt Detmold vom 05.08.2003 
beschlossen: 
 

§ 1 
 
Abs. 1 des § 2 der Gebührensatzung über die Erhebung 
von Marktstandsgeldern in der Stadt Detmold vom 
05.08.2003 lautet wie folgt: 
„ (1) Das Marktstandsgeld beträgt beim Wochenmarkt zu-

züglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer:  
1. Verkaufsstände und – wagen 0,48 € je angefan-

gener qm und Tag 
2. Verkaufsstände und – wagen mit der Abgabe von 

Speisen 0,72 € je angefangener qm und Tag“ 
 

§ 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt eine Woche nach ihrer öffent-
lichen Bekanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Änderungssatzung für die „Gebührensat-
zung über die Erhebung von Marktstandsgeldern in der 
Stadt Detmold vom 05.08.2003“ wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 15.11.2011 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 25.11.2011 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
450 Feststellung des Jahresabschlusses 2010 und 

des Lageberichtes sowie die Entlastung des 
Bürgermeisters 

 
I. Jahresabschluss 2010 der Stadt Horn-Bad 

Meinberg und die Entlastung des Bür-
germeisters 

 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in sei-
ner Sitzung am 20.10.2011 gem. § 96 I der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV.NRW.S.666) in der zurzeit geltenden Fas-
sung den vom Rechnungsprüfungsausschuss 
unter Zuhilfenahme der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft Curacon GmbH geprüften Jahresab-
schluss  sowie den Lagebericht festgestellt und 
dem Bürgermeister uneingeschränkte Entlas-
tung erteilt. 
 
AKTIVA 
 
1. Anlagevermögen 
 
1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände  13.375,02 
1.2 Sachanlagen 
1.2.1 Unbebaute Grundstücke und 
 grundstücksgleiche Rechte 
1.2.1.1 Grünflächen 5.262.384,23 
1.2.1.2 Ackerland 1.212.963,00 
1.2.1.3 Wald, Forsten 5.231.222,00 
1.2.1.4 Sonst. unbebaute Grundstücke 812.380,00 
 
1.2.2 Bebaute Grundstücke und 
 grundstücksgleiche Rechte 
1.2.2.1 Kinder- und Jugendeinricht. 1.783.089,14 
1.2.2.2 Schulen 26.393.388,34 
1.2.2.3 Wohnbauten 246.343,30 
1.2.2.4 Sonstige Dienst- , Geschäfts- 
   und Betriebsgebäude 19.069.199,91 
 
1.2.3 Infrastrukturvermögen 
1.2.3.1 Grund und Boden des 
 Infrastrukturvermögens 6.542.741,45 
1.2.3.2 Brücken und Tunnel 2.653.294,17 
1.2.3.3 Gleisanlagen mit Streckenaus- 
 rüstung und Sicherungsanlagen 0,00 
1.2.3.4 Entwässerungs- und Abwasser- 
 beseitigungsanlagen 0,00 
1.2.3.5 Straßennetz mit Wegen, 
 Plätzen und Verkehrslenkungs- 
 anlagen 44.665.664,52 
 Sonstige Bauten des  
 Infrastrukturvermögens 444.094,66 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1.2.4 Bauten auf fremdem 
 Grund und Boden 44.516,66 
1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 17,00 
 
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, 
 Fahrzeuge 1.168.673,72 
 
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.185.724,88 
 
1.2.8 Geleistete Anzahlungen und Anlagen 
 im Bau 386.413,00 
 
1.3 Finanzanlagen 
1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 17.412,80 
1.3.2 Beteiligungen 46.603,88 
1.3.3 Sondervermögen 13.457.687,43 
1.3.4 Wertpapiere des Anlagevermögens 475.881,74 
 
1.3.5 Ausleihungen 
1.3.5.1 an verbundene Unternehmen 0,00 
1.3.5.2 an Beteiligungen 0,00 
1.3.5.3 an Sondervermögen 4.805.594,11 
1.3.5.3 Sonstige Ausleihungen 175.312,82 
2. Umlaufvermögen 
2.1 Vorräte 
2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, 
 Waren 4.670.169,07 
2.1.2 Geleistete Anzahlungen 0,00 
2.2 Forderungen und sonstige Vermögens- 
 gegenstände 
2.2.1 Öffentlich-rechtliche Forderungen und 
 Forderungen aus Transferleistungen 
2.2.1.1 Gebühren 120.876,67 
2.2.1.2 Beiträge 19.583,07 
2.2.1.3 Steuern 381.145,32 
2.2.1.4 Forderungen aus Transfer- 
 Leistungen 5.298.511,70 
2.2.1.5 Sonst. öffentlich-rechtliche 
 Forderungen 473.704,20 
 
2.2.2 Privatrechtliche Forderungen 
2.2.2.1 gg. den privaten Bereich 295.925,12 
2.2.2.2 gg. den öffentlichen Bereich 0,00 
2.2.2.3 gegen verbundene Unternehmen 0,00 
2.2.2.4 gegen Beteiligungen 0,00 
2.2.2.5 gegen Sondervermögen 0,00 
 
2.2.3 Sonstige Vermögensgegenstände 65.499,86 
 
2.3 Wertpapiere des Umlaufvermögens 0,00 
 
2.4 Liquide Mittel 2.095.357,11 
 
3. Aktive Rechnungsabgrenzung 41.036,83 
 
SUMME AKTIVA 149.555.786,73 
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PASSIVA 
 
1. Eigenkapital 
 
1.1 Allgemeine Rücklage 58.941.881,12 
1.2 Sonderrücklagen 0,00 
1.3 Ausgleichsrücklage 5.289.063,42 
1.4 Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag - 1.981.556,60 
 
2. Sonderposten 
2.1 für Zuwendungen 28.388.931,50 
2.2 für Beiträge 19.507.272,16 
2.3 für den Gebührenausgleich 191.497,34 
2.4 Sonstige Sonderposten 5.171.428,49 
 
3. Rückstellungen 
3.1 Pensionsrückstellungen 12.113.171,00 
3.2 Rückstellungen für Deponien und Altlasten 0,00 
3.3 Instandhaltungsrückstellungen 2.086.467,95 
3.4 Sonstige Rückstellungen 828.683,91 
 
4. Verbindlichkeiten  
 
4.1 Anleihen 0,00 
 
4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für 
 Investitionen 
4.2.1 von verbundenen Unternehmen 0,00 
4.2.2 von Beteiligungen 0,00 
4.2.3 von Sondervermögen 0,00 
4.2.4 vom öffentlichen Bereich 2.574.243,24 
4.2.5 vom privaten Kreditmarkt 2.723.187,83 
 
4.3 Verbindlichkeiten aus Krediten zur 
 Liquiditätssicherung 0,00 
 
4.4 Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die 
 Kreditaufnahmen gleichkommen 0,00 
 
4.5 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
 Leistungen 778.552,30 
 
4.6 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 31.164,93 
 
4.7 Sonstige Verbindlichkeiten 10.635.040,59 
 
5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 2.276.757,55 
 
SUMME PASSIVA 149.555.786,73 
 
II. Bekanntmachung der Schlussbilanz auf den 31.12.2010 
 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Horn-Bad 
Meinberg über den Jahresabschluss 2010 und den Lage-
bericht sowie die Entlastung des Bürgermeisters wird hier-
mit gem. § 96 II GO NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2010 liegt zusammen mit dem Lage-
bericht ab dem 25.11.2011 bis zur Feststellung des folgen-
den Jahresabschlusses zur Einsichtnahme im Rathaus der 
Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 4, Zimmer 20, wäh-
rend der Dienststunden öffentlich aus. 
 
 
 
 
 
 

 
Gesamtergebnisrechnung 2010 
 
  Ergebnis des 
  Rechnungsjahres 
Nr. Bezeichnung 2010 
  
1 Steuern und ähnliche Abgaben 11.892.796,89 
2 + Zuwendungen und allgemeine 

 Umlagen 10.505.873,49 
3 + Sonstige Transfererträge 1.218,00 
4 + Öffentlich-rechtliche 

 Leistungsentgelte 2.530.273,06 
5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 553.778,54 

+ Kostenerstattungen und 
   Kostenumlagen 543.747,72 
7 + Sonstige ordentliche Erträge 1.939.170,00 
8 + Aktivierte Eigenleistungen 9.752,12 
9 +/- Bestandsveränderungen 0,00 
 ------------------------------------------------------------------------------ 
10  = Ordentliche Erträge 27.976.609,82 

 
11 - Personalaufwendungen 5.620.179,57 
12 - Versorgungsaufwendungen 995.745,09 
13 - Aufwendungen für Sach- 

und Dienstleistungen 5.336.105,18 
14 - Bilanzielle Abschreibungen 3.132.665,04 
15 - Transferaufwendungen 13.527.493,00 
 
16 - Sonstige ordentliche  

Aufwendungen 2.137.859,14 
 ------------------------------------------------------------------------------ 
17  = Ordentliche Aufwendungen 30.750.047,02 
 ------------------------------------------------------------------------------ 
18 =  Ergebnis der laufenden 

 Verwaltungstätigkeit  - 2.773.437,20 
 (=Zeilen 10 und 17) 
------------------------------------------------------------------------------ 
19 + Finanzerträge 1.043.281,75 
20 - Zinsen und sonstige 

Finanzaufwendungen 251.401,15 
------------------------------------------------------------------------- 

21 = Finanzergebnis 791.880,60 
(=Zeilen 19 und 20) 

------------------------------------------------------------------------- 
22 = Ordentliches Ergebnis -  1.981.556,60 

(=Zeilen 18 und 21) 
------------------------------------------------------------------------- 

23 + Außerordentliche Erträge 0,00 
24 - Außerordentliche Aufwendungen  0,00 
 ------------------------------------------------------------------------ 
25 = Außerordentliches Ergebnis 0,00 

(=Zeilen 23 und 24) 
------------------------------------------------------------------------- 

26 = Jahresergebnis -  1.981.556,60 
(=Zeilen 22 und 25) 

 
Horn-Bad Meinberg, den 08.11.2011 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
 
 
Barz 

Kr.Bl. Lippe 25.11.2011 
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Gemeinde Schlangen 
 
451 Inkrafttreten der 1. Änderung des Bebauungs-

planes der Nr. Oe-H 10 der Gemeinde Schlangen 
– Gebiet zwischen Haustenbecker Straße, Ost-
landstraße und „Langelau“ – im Ortsteil 
Oesterholz-H. 

 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner Sitzung am 
20. Oktober 2011 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen beschließt gemäß 
§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV.NW. S. 666 – SGV. NW. 2023), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 2009 (GV.NW. 
S 950) i. V. m. § 2 (2) und (4) sowie § 10 des Baugesetz-
buches in der Neufassung vom 23. September 2004 
(BGBI. I. S. 2414) die 1. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. Oe.-H. 10 mit Text und Begründung als Satzung. 
 
Der Begründung zum Bebauungsplan wird eine zusam-
menfassende Erklärung gemäß § 10 (4) BauGB beigefügt. 
Planwerk- und Schriftwerk zum Bebauungsplan werden zur 
Einsicht im Bauamt der Gemeinde Schlangen, Im Dorfe 2a, 
33189 Schlangen, während der Dienstzeiten bereitgehal-
ten. 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird ortsüblich öffent-
lich bekannt gemacht. Mit der Bekanntmachung tritt nach 
§ 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) die 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes Oe.-H. 10 der Gemeinde 
Schlangen in Kraft. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich. 
 
Für die genaue Umgrenzung sind die in den Bebauungs-
planunterlagen vorgenommenen Grenzeintragungen ver-
bindlich. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 10 i. V. mit § 8 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbu-
ches tritt mit Vollzug dieser Bekanntmachung der 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. Oe-H 10 der Gemeinde 
Schlangen - Gebiet zwischen Haustenbecker Straße, Ost-
landstraße und „Langelau“ - im Ortsteil Oesterholz-H. in 
Kraft. 
 
Der Bebauungsplan wird mit der Begründung im Bauamt 
der Gemeinde, Im Dorfe 2, 33189 Schlangen, zu jeder-
manns Einsicht bereit gehalten. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung der in 

§ 214 Abs. 1 Nummern 1 und 2 des Baugesetzbuches 
verzeichneten Verfahrens- und Formvorschriften unbe-
achtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde 
Schlangen geltend gemacht worden ist. 
 
 

 
Mängel der Abwägung sind gem. § 215 Abs. 1 Nr. 2 
des Baugesetzbuches ebenfalls unbeachtlich, wenn 
sie nicht innerhalb von 7 Jahren seit dieser Bekannt-
machung gegenüber der Gemeinde Schlangen schrift-
lich geltend gemacht worden sind. 
 
Der Sachverhalt, der die Verletzung von Form- oder 
Verfahrensvorschriften oder den Mangel der Abwä-
gung begründen soll, ist darzulegen. 
 

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 
sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschä-
digung von durch den Bebauungsplan eintretenden 
Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen entsprechender Entschädigungsan-
sprüche wird hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-

ten der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf-

fentlich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-

über der Gemeinde Schlangen vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 
die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Schlangen, 10. November 2011 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl. Lippe 25.11.2011 
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452 Benutzungs- und Entgeltordnung für das Bür-

gerhaus der Gemeinde vom 01.April 2004 
 
(In der Fassung der 2. Änderung vom 20. Oktober 2011) 
 
Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der zurzeit geltenden Fas-
sung hat der Rat der Gemeinde Schlangen in seiner Sit-
zung am 20. Oktober 2011  folgende 2. Änderung der Be-
nutzungs- und Entgeltordnung für das Bürgerhaus der Ge-
meinde Schlangen vom 01. April 2005 beschlossen: 
 
I. Benutzungsordnung 
 

§ 1 
Zweckbestimmung 

 
Das von der Gemeinde Schlangen errichtete Bürgerhaus 
soll als Begegnungs- und Versammlungsstätte dazu die-
nen, das Gemeinschaftsleben in der Gemeinde zu festigen, 
zu fördern und fortzuentwickeln. Mit  seinen zum Teil von 
unterschiedlichen Gruppen auch gleichzeitig benutzbaren 
Raumangeboten soll das Bürgerhaus sich zum gesell-
schaftlichen und kulturellen Mittelpunkt der Gemeinde  
entwickeln. 
 

§ 2 
Benutzer 

 
(1) Vereinen, Organisationen, Bürgern und anderen (nach-
folgend Benutzer genannt) kann im Rahmen eines Nut-
zungsvertrages die Nutzung der Räume des Bürgerhauses 
gestattet werden. 
 
(2) Ein Rechtsanspruch auf Zulassung der Nutzung besteht 
nicht. 
 
(3) Die Verwaltung des Bürgerhauses erfolgt durch die 
Gemeinde Schlangen. 
 
 
 
 

 
§ 3 

Nutzungsbegrenzung 
 
Die Aufnahmekapazität des Bürgerhauses ist auf eine Per-
sonenzahl von 450 begrenzt. Fluchtwege (Notausgänge) 
sind freizuhalten. Vor Beginn jeder Veranstaltung ist die 
Notbeleuchtung einzuschalten. 
 
Raumgröße und Personenanzahl 
 
Raum Größe 

in m² 
  

Personenanzahl  
ohne Tische 

Personenanzahl       
mit Tischen 

Kamin-
zimmer 

47 
m² 

--- 25 Pers. 

01 95 
m² 

90 - 110 Pers. 45 -   60 Pers. 

02 165 
m² 

160 - 200 Pers. 80 - 100 Pers. 

03 200 
m² 

200 - 240 Pers. 100 - 140 Pers. 

Bühne 75 
m² 

--- --- 

 
§ 4 

Allgemeine Sorgfaltspflichten 
 
(1) Der Benutzer verpflichtet sich gegenüber der Gemein-
de, die überlassenen Räume, Einrichtungsgegenstände 
und die sonstige Ausstattung schonend und pfleglich zu 
behandeln. Das gleiche gilt für mitbenutzte Außenanlagen. 
In diesem Sinne wird der Benutzer in geeigneter Weise auf 
seine Gäste hinwirken. 
 
(2) Der Benutzer ist verpflichtet, die Räumlichkeiten sowie 
die Einrichtungsgegenstände vor der Benutzung auf ihre 
ordnungsgemäße Beschaffenheit zu überprüfen. Sofern bis 
zum Beginn der Veranstaltung vom Benutzer keine Bean-
standungen erhoben worden sind, gelten die zur Benut-
zung überlassenen Räumlichkeiten und Einrichtungen als 
vom Benutzer selbst in ordnungsgemäßem Zustand über-
nommen. 
 

§ 5 
Besondere Pflichten des Benutzers 

 
Der Benutzer hat Folgendes zu beachten bzw. nach der 
Nutzung nachstehend aufgeführte Arbeiten durchzuführen: 
 
a) Um die vorherige Nutzung des Bürgerhauses bzw. Tei-

len davon möglichst nicht oder nur gering zu beein-
trächtigen, sind die bereitgestellten Räume erst kurz vor 
der Veranstaltung zur Einrichtung und Ausgestaltung 
durch den Benutzer freizugeben. 

 
Die benutzten Räume sind am folgenden Tag bis 10.00 
Uhr, sofern an diesem Tag eine Veranstaltung stattfin-
det, bis 8.00 Uhr, besenrein der von der Gemeinde be-
auftragten Dienstkraft (Hausmeister) zu übergeben. 
Ebenso ist das Umfeld um das Bürgerhaus zu säubern. 

 
b) Tische und Stühle sind zu säubern und abzuräumen. 
 
c) Ebenso sind die weiteren benutzten Einrichtungsge-

genstände unbeschädigt und vollzählig zu übergeben.  
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Über etwaige Schäden oder Verluste ist eine Verhand-
lung aufzunehmen. Unberührt davon bleibt das Recht 
der Gemeinde, verdeckte Schäden auch noch danach 
geltend zu machen. 

 
d) Der Benutzer hat sicherzustellen, dass Tonwiederga-

begeräte nur mit einer solchen Lautstärke betrieben 
werden, dass kein Lärm nach draußen dringt. Das glei-
che gilt für Musikkapellen und dergleichen. 

 
e) Umzüge, wie z.B. Polonaisen bei Hochzeiten, dürfen 

nur in den Räumen durchgeführt werden. 
 
f) Der Benutzer hat seine Gäste oder die Besucher seiner 

Veranstaltung dazu anzuhalten, dass sie nach Verlas-
sen des Bürgerhauses vor allem während der Zeit der 
Nachtruhe ab 22.00 Uhr, jeden Lärm vermeiden (z.B. 
lautes Singen, Türenschlagen beim Einsteigen in die 
PKW, laute Motorengeräusche). 

 
g) Zum Schutz der Anwohner vor Lärmbelästigungen dür-

fen bei Veranstaltungen die Fenster des Bürgerhauses 
nicht geöffnet werden. 

 
h) Da es sich um ein öffentliches Gebäude handelt, ist das 

Rauchen untersagt. 
 

§ 6 
Haftung des Benutzers 

 
(1) Der Benutzer haftet für alle Schäden, die der Gemeinde 
Schlangen durch vorsätzliches oder fahrlässiges Verhalten 
an den überlassenen Räumlichkeiten, Einrichtungen und 
Anlagen entstehen. 
 
(2) Alle entstandenen Schäden sind unverzüglich dem 
Hausmeister bzw. der Gemeindeverwaltung Schlangen zu 
melden. Zerbrochene, beschädigte bzw. entwendete zur 
Ausstattung gehörende Gegenstände sind der Gemeinde 
Schlangen zu ersetzen. Die Ersatzbeschaffung bzw. Repa-
ratur wird von der Gemeinde Schlangen veranlasst. 
 
(3) Zur Abwicklung etwaiger Schäden kann die Gemeinde 
von dem Nutzer die vorherige Zahlung einer Kaution ver-
langen. 
 

§ 7 
Haftung der Gemeinde 

 
Die Gemeinde Schlangen haftet als Grundstückseigentü-
mer für den sicheren Bauzustand der Gebäude und Anla-
gen gem. § 838 BGB. Ausgeschlossen ist die Haftung der 
Gemeinde beim Ausfall von Versorgungsanlagen und 
sonstigen technischen Einrichtungen, es sei denn, dass die 
Gemeinde den Ausfall vorsätzlich oder grobfahrlässig her-
beigeführt hat. 
 

§ 8 
Haftungsfreistellung 

 
Der Benutzer stellt die Gemeinde Schlangen sowie deren 
Bedienstete und Beauftragte von Ansprüchen jeder Art frei, 
die von ihm oder dritter Seite aus Anlass der Benutzung 
der überlassenen Räumlichkeiten und Einrichtungen gel-
tend gemacht werden. 
 
 
 

 
§ 9 

Hausrecht 
 
Die von der Gemeinde Schlangen beauftragten Dienstkräf-
te üben gegenüber dem Benutzer und neben dem Benut-
zer gegenüber den Besuchern das Hausrecht aus. Das 
Hausrecht des Benutzers nach dem Versammlungsgesetz 
gegenüber den Besuchern bleibt unberührt. 
 

§ 10 
Anmeldungen 

 
Rechtzeitig vor Beginn der Veranstaltung sind vom Benut-
zer soweit erforderlich alle Anmeldungen (z.B. GEMA) vor-
zunehmen und alle Genehmigungen (z.B. Schankerlaub-
nis) einzuholen. 
 

§ 11 
Möblierungspläne 

 
Die aushängenden Möblierungspläne sind verbindlich für 
die Bestuhlung der Räumlichkeiten. Ausnahmen hiervon 
bedürfen der Zustimmung der Gemeindeverwaltung 
Schlangen. 
 

§ 12 
Ausstattung 

 
Der Benutzer darf eigene bzw. geliehene Dekorationen, 
Kulissen, Geräte und Einrichtungsgegenstände aller Art nur 
mit vorheriger Zustimmung der Gemeindeverwaltung 
Schlangen in die zur Nutzung überlassenen Räumlichkei-
ten einbringen. Dies gilt insbesondere für zusätzliche The-
ken und Bars. Für dieses Gut übernimmt die Gemeinde 
Schlangen keine Haftung. 
 

§ 13 
Bedienung der Anlagen 

 
Die im Bürgerhaus befindliche Heizungs-, Lüftungs- und 
Tonverstärkeranlage sowie die Trennwände sind nur durch 
den Hausmeister zu bedienen. Alle übrigen Einrichtungen 
und Geräte dürfen nur nach Einweisung durch den Beauf-
tragten der Gemeinde (Hausmeister) bedient bzw. benutzt 
werden. 
 

§ 14 
Bewirtung 

 
Bei Veranstaltungen mit Bewirtung der Gäste soll sich der 
Benutzer eines ortsansässigen Fachbetriebes bedienen. 
Dem Benutzer wird jedoch gestattet, eigenes Bedienungs-
personal einzusetzen. 

 
§ 15 

Benutzungsentgelt 
 
Der Benutzer hat das von der Gemeinde durch Bescheid 
festgesetzte Benutzungsentgelt ggf. zusammen mit einer 
Kaution vor Beginn der Veranstaltung zu entrichten.   
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§ 16 

Sanktionen 
 
Verstöße gegen diese Benutzungsordnung berechtigen die 
von der Gemeinde beauftragte Dienstkraft (Hausmeister), 
unverzügliche Einstellung, Änderung bzw. Beseitigung zu 
verlangen und im Wiederholungsfalle notfalls von dem 
Hausrecht Gebrauch zu machen. Sie können des Weiteren 
den Ausschluss von zukünftiger Nutzung zur Folge haben. 
 

§ 17 
Aushang 

 
Diese Benutzungsordnung ist an gut sichtbarer Stelle im 
Bürgerhaus auszuhängen. Jeder Benutzer soll darüber 
hinaus vor der Inanspruchnahme auf diese Bestimmungen 
hingewiesen werden. 
 
II. Entgeltordnung 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner Sitzung am 
01. April 2004 folgende Entgeltordnung für das Bürgerhaus 
der Gemeinde Schlangen beschlossen: 
 
A. Tarifsätze 
  
1. Tarife 
 
Für die Benutzung der Räume des Bürgerhauses wird ein 
Nutzungsentgelt in nachfolgender Höhe erhoben: 

 
 1.1  Tarife - Vermietung bis zu 2 Stunden 
 

Raum  
Kaminzimmer 34,00 € 
01 34,00 € 
02 53,00 € 
03 66,00 € 
Bühne 26,00 € 

 
 
 1.2  Tarife – Vermietung ab 2 Stunden 
 

Raum  
Kaminzimmer 50,00 € 
01 100,00 € 
02 132,00 € 
03 180,00 € 
Bühne 60,00 € 

 
 1.3  Bei Nutzung mehrerer Räume gleichzeitig werden 

die Tarifsätze addiert, für Generalveranstalter / 
Mehrfachveranstalter (mindesten 1 x monatlich / 
ohne Mitwirkung des Hausmeisters) und für 
Schlänger Vereine jedoch max. 400,00 € erhoben. 

 
1.4 Vereine und Organisationen, die als gemeinnützig 

anerkannt sind oder kulturellen, wissenschaftli-
chen, bildenden, staatsbürgerlichen, sportlichen 
oder ähnlichen Zwecken dienen, wird bei regel-
mäßig wiederkehrender Veranstaltung ohne Mit-
wirkung des Hausmeisters (mind. 1 x monatlich) 
der Tarifsatz um ein Drittel  der Gebühr reduziert. 

 
 
 
 

 
 
 

1.5 Vorbereitende Maßnahmen, die im nutzungsbe-
dingten Zusammenhang (Bühnenaufbau, Aufbau 
von Tischen und Stühlen, Aufbau von Dekoratio-
nen) stehen, sind am Tage der Veranstaltung kos-
tenfrei. 
Für jeden weiteren Vorbereitungstag wird eine 
Kostenpauschale in Höhe von 15,00 €/Tag erho-
ben. 

 
  Nachbereitende Maßnahmen siehe unter § 5. 
 

1.6  Das Ausleihen von Stühlen, Tischen und Ge-
schirr/Besteck außerhalb des Bürgerhauses erfolgt 
gegen eine Gebühr. 
 

1.7 Für Verbrauchsmittel wird eine Kostenpauschale in 
Höhe von 4,00 € pro Stunde Nutzungsdauer erho-
ben. 

 
 2. Sicherheitsleistung/Absagen 
 

2.1 Die Gemeinde Schlangen behält sich vor, für be-
stimmte Nutzungen des Bürgerhauses eine Si-
cherheitsleistung zu verlangen. Die Höhe der Si-
cherheitsleistung liegt im Ermessen des Vermie-
ters. 

 
2.2 Die Veranstaltungen sind mindestens 8 Tage vor 

dem geplanten Termin abzusagen. Bei späteren 
Absagen ist eine einmalige Bearbeitungsgebühr in 
Höhe von 50 % des Nutzungsentgeltes, mindes-
tens jedoch 20,00 Euro zu zahlen. 

 
B. Entrichtung des Entgeltes 
 
Das Nutzungsentgelt und die Sicherheitsleistung ist grund-
sätzlich 14 Tage vor der Veranstaltung zu entrichten. 
 
III. Inkrafttreten 
 
(1) Die 2. Änderung der Benutzungs- und Entgeltordnung 
für das Bürgerhaus der Gemeinde Schlangen vom 01. April 
2004 tritt am 01. Januar 2012 in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Benutzungs- und Entgeltordnung für 
das Bürgerhaus der Gemeinde Schlangen i.d.F. der 
1.Änderungssatzung vom 08. Dezember 2005 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 2. Änderung der Benutzungs- und Entgeltordnung für 
das Bürgerhaus der Gemeinde Schlangen vom 01. April 
2004 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser ortsrechtlichen Bestimmung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 
b) diese ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsge-

mäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
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c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde Schlangen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schlangen, den 20. Oktober 2011 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl. Lippe 25.11.2011 
 
 
 
453 11. Änderung des Bebauungsplanes Nr. S 14 

„Im Prachenfelde“ der Gemeinde Schlangen – 
Gebiet zwischen Paderborner Straße und Bruch-
straße – im Ortsteil Schlangen 

 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner Sitzung am 
20. Oktober 2011 den Bebauungsplan Nr. S 14, 11. Ände-
rung, als Entwurf beschlosssen und seine gleichzeitige Of-
fenlegung gemäß §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB angeordnet. 
 
In der Ausführung des vorstehenden Beschlusses wird 
hiermit bekanntgemacht, dass der Entwurf der 11. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. S 14 „Im Prachenfelde“ der 
Gemeinde Schlangen – Gebiet zwischen Paderborner 
Straße und Bruchstraße – im Ortsteil Schlangen, in der Zeit 
vom 
 
06. Dezember 2011 bis einschl. 06. Januar 2012 
 
während der Dienstzeiten (montags bis freitags von 8.30 
Uhr bis 12.15 Uhr sowie donnerstags von 14.00 Uhr bis 
18.00 Uhr) im Bauamt des Rathauses Schlangen, Im Dorfe 
2, 33189 Schlangen, öffentlich ausliegt.  
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in der 
Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich.  
 
Bedenken und Anregungen zu der offen liegenden Be-
gründung können während der Auslegungsfrist schriftlich 
oder zur Niederschrift im Rathaus Schlangen, Im Dorfe 2, 
33189 Schlangen, vorgebracht werden. 
 
Schlangen, den 10. November 2011 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl. Lippe 25.11.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
454 Vorankündigung der Absicht zur Einziehung 

einer Teilfläche der Industriestraße im Ortsteil 
Schlangen 

 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner Sitzung am 
20.10.2011 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen beauftragt die Verwal-
tung, das notwendige Rechtsverfahren zur Einziehung ei-
ner Teilfläche der Industriestraße im OT Schlangen einzu-
leiten.  
 
In der Ausführung des vorstehenden Beschlusses wird 
hiermit bekanntgemacht, dass die Absicht zur Einziehung 
einer Teilfläche der Industriestraße im Ortsteil Schlangen 
besteht und dass die Begründung und der Lageplan in der 
Zeit vom 
 
06. Dezember 2011 bis einschließlich 06. März 2012 

 
während der Dienstzeiten (montags bis freitags von 8.30 
Uhr bis 12.15 Uhr sowie donnerstags von 14.00 Uhr bis 
18.00 Uhr) im Bauamt des Rathauses Schlangen, Im Dorfe 
2, 33189 Schlangen, öffentlich ausliegen.  
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in der 
Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich.  
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Bedenken und Anregungen zu der offen liegenden Be-
gründung können während der Auslegungsfrist schriftlich 
oder zur Niederschrift im Rathaus Schlangen, Im Dorfe 2, 
33189 Schlangen, vorgebracht werden. 
 
Schlangen, den 15. November 2011 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl. Lippe 25.11.2011 
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Bildungsgenossenschaft 
 
455 Offenlegung des Jahresabschlusses 
 
Der Jahresabschluss der Lippe Bildung eG zum 
31.12.2010 wird nach Feststellung offengelegt. 
Zudem liegt der Jahresabschluss in den Geschäftsräumen 
der Genossenschaft, Johannes-Schuchen- Str. 4, 32657 
Lemgo, in den Geschäftszeiten von Montag bis Freitag 
zwischen 9.00 und 16 Uhr in der Zeit vom 28.11. bis 
02.12.2011 aus. 
 
Lippe Bildung eG 
Johannes-Schuchen-Str. 4 
32657 Lemgo  
Tel.: 05261-2879547  
www.lippe-bildung.de  

Kr.Bl. Lippe 25.11.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Zweckverband Weserrenaissance-
Museum Schloß Brake 
 

456 Einladung zur 5. Sitzung in der 6. Amtsperiode 
der Verbandsversammlung des Zweckverban-
des Weserrenaissance-Museum Schloß Brake 
am Mittwoch, 30.11.2011, 18.00 Uhr 

 
Die 5. Sitzung in der 6. Amtsperiode findet am 
 

Mittwoch, 30.11.2011, 18.00 Uhr 
 
im Tonnengewölbe des Weserrenaissance-Museums 
statt.  
 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 

1. Genehmigung der Niederschrift über die 4. Sitzung 
in der 6. Amtsperiode und 
Benennung eines Mitgliedes zur Mitunterzeichnung 
der Niederschrift  

 
2. Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung 

- Beschlussvorlage 
 
3. Anfragen von Abgeordneten 

 
4. Bericht des Verbandsvorstehers über laufende 

Verwaltungsangelegenheiten 
 

5. Auflösung des Zweckverbandes Weserrenais-
sance-Museum Schloß Brake 
- Beschlussvorlage 
 

6. Jahresabschlüsse 
 

Nichtöffentlicher Teil 
 

7. Anfragen von Abgeordneten 
 
8. Bericht des Verbandsvorstehers über laufende 

Verwaltungsangelegenheiten  
 

 
9. Auflösung des Zweckverbandes Weserrenais-

sance-Museum Schloß Brake 
- Beschlussvorlage 
 

10. Personalangelegenheiten 
- Beschlussvorlage 

 
 
gez. 
Karl Dittmar 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 
 
gez. 
Reinhard Bichlmeier 
Mitglied der Verbandsversammlung 
 
gez. 
Detlef Langhans 
Mitglied der Verbandsversammlung 
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Landesverband Lippe 
 
457 Nichtöffentliche Sitzung der Verbandsversamm-

lung am 30.11.2011 
 
Am Mittwoch den 30.11.2011, um 15:00 Uhr findet eine 

nichtöffentliche Verbandsversammlung des Lan-
desverbandes Lippe statt. 

 
 
Lemgo, den 22. November 2011 
Landesverband Lippe 

Kr.Bl. Lippe 25.11.2011 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,38 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 16. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


